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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im März 2016 veröffentlichte die compenswiss, die öffentlich-rechtliche Anstalt des
Bundes zur Verwaltung des Ausgleichsfonds AHV/IV/EO, das Jahresergebnis 2015 der
AHV. Dabei ergab sich für die AHV zum ersten Mal seit Langem neben dem negativen
Umlageergebnis von CHF -579 Mio. auch ein negatives Betriebsergebnis von CHF -559
Mio. Zwar war das Umlageergebnis – also die Differenz zwischen Einnahmen und
Ausgaben der AHV – mit CHF -320 Mio. bereits 2014 negativ gewesen, damals konnte
eine hohe Rendite des AHV-Fonds in der Höhe von etwa CHF 2 Mrd. jedoch das Minus
auffangen. Im Jahr 2015 schloss jedoch auch der AHV-Fonds (genauso wie die IV- und
EO-Fonds) mit einem Minus von CHF 237 Mio., was vor allem auf die Negativzinsen und
die Situation an den Kapitalmärkten zurückzuführen war. So musste der AHV-Fonds
Negativzinsen in der Höhe von CHF 3 Mio. für alles Bargeld bezahlen, das seinen
langjährigen durchschnittlichen Bargeldbestand überstieg. Zudem musste der Fonds
CHF 200 Mio. für die Währungsabsicherung einsetzen und verlor darüber hinaus mit
einer negativen Rendite von -0.97 Prozent Geld an den Kapitalmärkten. Dies erachtete
die Presse vor allem als Zeichen für die Relevanz der Reform der Altersvorsorge 2020.
So erklärte der abtretende Verwaltungsratspräsident der compenswiss, Marco Netzer,
dass das Vermögen des Ausgleichsfonds aufgrund der steigenden Differenz zwischen
Einnahmen und Ausgaben der AHV abnehmen werde und man daher in liquide Anlagen
investieren müsse. Somit sei die Investitionsstrategie eingeschränkt, solange die AHV
ein negatives Umlageergebnis aufweise. Die Rahmenbedingungen würden
voraussichtlich auch 2016 schwierig bleiben. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
ANJA HEIDELBERGER

Berufliche Vorsorge

Ende Oktober 2015 gab der Bundesrat bekannt, per 1. Januar 2016 den Mindestzinssatz
für den obligatorischen Teil der beruflichen Vorsorge von 1,75 auf 1,25% zu senken. Er
begründete diesen Schritt mit der Tiefzinspolitik der Notenbanken, welche weltweit die
Zinsen auf Anleihen hatte sinken lassen – so lag die Verzinsung siebenjähriger
Bundesobligationen im August 2015 bei rund -0,4%. Zwar hätten sich die Aktienmärkte
2014 positiv entwickelt, die Volatilität sei jedoch hoch und die Performance insgesamt
ungenügend, weshalb die Eidgenössische Kommission für berufliche Vorsorge einen
Satz von 1,25% empfohlen hatte. Auf die Ankündigung des rekordtiefen Zinssatzes
reagierten sowohl Versicherer als auch Gewerkschaften mit Kritik, jedoch aus
unterschiedlichem Grund. Die Gewerkschaften, welche auf einen unveränderten
Zinssatz plädiert hatten, warfen dem Bundesrat vor, das Anlageumfeld zu negativ zu
bewerten. Bereits in der Vergangenheit sei dies der Fall gewesen, so der
Schweizerische Gewerkschaftsbund, womit „Geschenke" an die Versicherer verteilt
worden seien. Die Versicherten dagegen würden bestraft. Gegen eine solche
Darstellung wehrte sich der Pensionskassenverband ASIP.  Der Verband hatte im Vorfeld
eine Senkung des Mindestzinssatzes auf 0,75% verlangt. Dieser müsse möglichst
vorsichtig gewählt werden; den Pensionskassen stehe es danach frei, ihre Guthaben
höher zu verzinsen, so die Begründung. Die auf Anlagen erzielten Renditen müssten
zudem nicht nur für die Verzinsung der Guthaben, sondern auch für den Aufbau von
Schwankungsreserven und Rückstellungen ausreichen. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.10.2015
FLAVIA CARONI

Im März 2017 reichte der Kantonsrat von St. Gallen eine Standesinitiative ein, die zum
Ziel hatte, die Schweizer Vorsorgeeinrichtungen, ausdrücklich genannt wurden die
Pensionskassen, der AHV-Ausgleichsfonds sowie die (Freizügigkeits-)Stiftungen der
zweiten und dritten Säule, von den Negativzinsen auszunehmen. Aufgrund des
Tiefzinsumfeldes sei es für die Vorsorgeeinrichtungen schwierig, Renditen zu
erwirtschaften, erklärte der St. Galler Kantonsrat. Zudem würden bei einer
Aufkapitalisierung öffentlicher Pensionskassen – wie sie der Kanton St. Gallen plane –
noch mehr Negativzinsen anfallen. Im Mai 2018 entschied die WAK-SR einstimmig, der
Standesinitiative keine Folge zu geben, da die Geldpolitik in der Verantwortung der
Nationalbank liege. Damit die Negativzinsen im Stande seien, den Druck auf den
Schweizer Franken zu reduzieren, dürfe es nur so wenige Ausnahmen wie möglich

STANDESINITIATIVE
DATUM: 30.05.2018
ANJA HEIDELBERGER
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geben, argumentierte die Kommission. Zudem stelle das weltweite Tiefzinsumfeld eine
grössere Herausforderung für die Vorsorgeeinrichtungen dar als die Negativzinsen. 
Im Mai 2018 behandelte der Ständerat die Vorlage; Paul Rechsteiner (sp, SG) hatte einen
Antrag auf Folge geben gestellt. Pirmin Bischof (cvp, SO) erklärte als
Kommissionspräsident, dass die WAK-SR die Vorlage ausführlich behandelt habe. Man
habe einen Bericht zur Geldpolitik aus dem Dezember 2016 sowie die Stellungnahme
des Bundesrates zur Motion Kuprecht (Mo. 15.3160) in Betracht gezogen und sei
überzeugt, dass ausschliesslich die SNB für die Geldpolitik verantwortlich sei und sie
diese folglich unabhängig gestalten können müsse. Wie bereits die WAK-SR erklärt
hatte, seien zudem die Anlagen kaum von den Negativzinsen betroffen. Hingegen
fürchte man den präjudiziellen Charakter einer solchen Entscheidung: Andere
Institutionen, zum Beispiel Lebensversicherungen, könnten ebenfalls eine Ausnahme
von den Negativzinsen verlangen. Schliesslich seien die zentrale Bundesverwaltung
sowie die Compenswiss, also der AHV/IV/EO-Ausgleichsfonds, bereits von den
Negativzinsen ausgenommen. 
Paul Rechsteiner bedauerte, dass sich die WAK-SR nicht ausführlicher mit der
Standesinitiative beschäftigt habe, denn eine Ausnahme der Vorsorgeeinrichtungen
würde den Wechselkurs nicht beeinflussen und somit dem Zweck der Negativzinsen,
die Anlagen auf dem Schweizer Markt weniger attraktiv zu machen, nicht zuwiderlaufen.
Die übrigen Redner zeigten ein gewisses Verständnis für die Standesinitiative des
Kantons St. Gallen und anerkannten das angesprochene Problem. Während aber Alex
Kuprecht (svp, SZ) um Annahme des Vorstosses bat, sahen Martin Schmid (fdp, GR) und
Hannes Germann (svp, SH) die Lösung des Problems woanders: Schuld seien die
Negativzinsen – Germann sprach von einer «schleichenden Enteignung des Volkes» –,
man solle daher keine weiteren Ausnahmen machen, stattdessen solle die SNB die
Negativzinsen so schnell wie möglich abschaffen. Schliesslich sprach sich der Ständerat
mit 32 zu 6 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) gegen Folge geben aus. 3

Private Vorsorge

Das herrschende Tiefzinsumfeld und die Einführung von Negativzinsen durch die
Nationalbank wirkte sich im Jahr 2014 auch auf die dritte Säule der Altersvorsorge aus
und sorgte für einen Renditeabfall. Als Reaktion senkten per Anfang 2015 verschiedene
grosse Banken ihre Zinsen auf 3a-Vorsorgekonten von bereits tiefen Niveaus aus noch
weiter, auf teils deutlich unter ein Prozent. Lebensversicherungen, welche bis zum
Ende der Laufzeit einen festen Zinssatz anbieten, konnten unter diesen Umständen
neue Kundinnen und Kunden gewinnen. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2015
FLAVIA CARONI
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